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    1.  Covid-19-Medikament:  Molnupiravir 
Das antivirale Medikament Molnupiravir, auch unter dem handelsüblichen Namen Lagevrio bekannt, kann 
schwere Krankheits- und Todesfälle bei Covid-19-Risikopatienten verhindern. Trotz fehlender Zulassung der 
EMA (European Medicines Agency) hat das Bundesgesundheitsministerium daher zunächst 80.000 Dosen 
bestellt und das Medikament in Deutschland in den Verkehr gebracht. Da das Medikament bisher nur 
begrenzt verfügbar ist, sollen es zurzeit nur Patientinnen und Patienten mit einem hohen Risiko für schwere 
Verläufe der Erkrankung erhalten. Kriterien für die Verabreichung sind hohes Alter, Adipositas, Diabetes, 
Krebs und Herz- und Lungenerkrankungen. Die Entscheidung über die Verabreichung liegt bei den 
behandelnden Ärztinnen und Ärzten.  
Die Kosten für das Medikament trägt das Bundesamt für Soziale Sicherung auch für Privatversicherte. Das 
Rezept behält die Apotheke ein. Die Apotheke muss vor der Bestellung des Arzneimittels über das Vorliegen 
der Verordnung informiert werden, da Molnupiravir nur bei Vorliegen einer ärztlichen Verschreibung beim 
Großhandel bestellt werden darf. 
Weiteres unter: https://www.bfarm.de/DE/Arzneimittel/Arzneimittelinformationen/covid-19-arzneimittel.html 
Quelle: www.derprivatpatient.de 
 
   2.  Krankenkassenbeiträge 
Auf die Mitglieder der gesetzlichen Krankenkassen können 2023 steigende Beiträge zukommen, so 
Gesundheitsminister Karl Lauterbach. Durch ein Defizit von rund 17 Mrd. Euro lässt sich das wohl nicht 
vermeiden. Der Grund liege darin, dass in der letzten Legislatur die Leistungen für gesetzlich Versicherte 
erheblich verbessert wurden. Außerdem seien mit der Corona-Krise Einnahmen mit noch 
schwerwiegenderen Konsequenzen weggebrochen. Die Koalition werde darauf in Kürze mit einem 
Finanzierungsgesetz für die gesetzliche Krankenversicherung reagieren. 
Vom GKV (Spitzenverband der gesetzlichen Krankenversicherten) kam Kritik und schlägt vor eine 
Anpassung der Mehrwertsteuer für Medikamente und die vollständige Gegenfinanzierung der 
gesundheitlichen Versorgung von Arbeitslosengeld-II-Empfängern. Diese würden rund 15 Mrd. Euro bringen, 
somit höhere Beitragszahlungen vermieden werden. 
In diesem Jahr bekommen die Kassen schon einen deutlich aufgestockten Zuschuss von 28,5 Mrd. Euro aus 
dem Bundeshaushalt. Die konkrete Höhe des Zusatzbeitrags, der durch die Kassen festgelegt wird, soll 
hierdurch bei 1,3 Prozent stabil gehalten werden. Der gesamte Beitrag umfasst daneben den allgemeinen 
Satz von 14,6 Prozent des Bruttolohns. 
Quelle: Deutsche Presseagentur (dpa) v. 07.03.2022 
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   3.  Wohin mit dem Testament? 
Man hat es geschrieben und dann? In Todesfall sollen Hinterbliebene es finden, und zwar das Original. Wer 
auf Nummer sicher gehen will, dass die Hinterbliebenen das Testament finden, hinterlegt es beim 
Amtsgericht als Nachlassgericht vor Ort. Das Gericht sorgt dafür, dass der letzte Wille im ZTR (Zentrales 
Testamentsregister) registriert wird. 
Seit zehn Jahren existiert das ZTR, dass die Bundesnotarkammer im Auftrag des Gesetzgebers führt. 
Hierbei handelt es sich um die offizielle Registrierungsstelle in Deutschland für Testamente, Erbverträge und 
andere erbfolgerelevanten Urkunden. Notare geben die von ihnen beurkundeten Testamente automatisch 
zur Verwahrung an die Amtsgerichte. 
Erbverträge können auch beurkundende Notare selbst verwahren. An das ZTR geht dann lediglich ein 
Hinweis, dass es ein Testament oder einen Erbvertrag gibt. Die Angaben werden gespeichert. Das sind 
Daten zur verfügenden Person wie Name und Geburtsdatum, das Datum der Urkunde oder Angaben zur 
Verwahrstelle. 
Es gibt gute Gründe, ein Testament amtlich registrieren zu lassen. Die Verlustgefahr, welcher Form auch 
immer, sollte nicht außer Acht gelassen werden. 
Quelle: Deutsche Presseagentur (dpa) v. 08.02.2022, www.ihre-Vorsorge.de 
 
   4.  Erste Witwenrente kann wieder aufleben 
Wer nach dem Tod eines Ehepartners eine Witwen- oder Witwerrente erhält, verliert diese Rente, wenn er 
beziehungsweise sie wieder heiratet. Dafür wird dem Hinterbliebenen eine Rentenabfindung gezahlt. Doch 
wenn der zweite Ehepartner ebenfalls verstirbt oder die zweite Ehe geschieden wird, kann die Rente vom 
ersten Ehepartner ab dem Folgemonat das Todes oder der Rechtskraft des Scheidungsurteils wieder 
geleistet werden. Dafür muss rechtzeitig – innerhalb von zwölf Kalendermonaten – ein neuer Antrag gestellt 
werden. 
Mehr zum Thema: Broschüre der Deutschen Rentenversicherung zu Hinterbliebenenrenten 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) v. 07.02.2022 

  
   5.  Steuerfreiheit 
Die freiwilligen Helfer in den Impf- und Testzentren können auch dieses Jahr die steuerfreie Übungsleiter- 
und Ehrenamtspauschale wie bereits 2020 und 2021 unter den festgelegten Voraussetzungen (Auftrag- oder 
Arbeitgeber einer gemeinnützigen Einrichtung oder eines öffentlichen Arbeitgebers, Bundesland/Kommune) 
nutzen. Einnahmen von damals 2.400 Euro bzw. ab 2021 3.000 Euro und 720 Euro bzw. 840 Euro mussten 
nicht versteuert werden. Nach einem Beschluss der Finanzministerien der Länder sowie des 
Bundesfinanzministeriums ist die Regelung auch 2022 anwendbar. 
Bei der Höhe der Pauschale wird unterschieden, welche Tätigkeiten ausgeführt werden. Für Helfer, die direkt 
an der Impfung oder Testung beteiligt sind, gilt auch 2022 die Übungsleiterpauschale von 3.000 Euro. Helfer, 
die in der Verwaltung und Organisation von Impf- und Testzentren tätig sind, können ihre Vergütung durch 
die Ehrenamtspauschale von 840 Euro steuerfrei belassen. Die Pauschalen gelten auch für mobile Impf- und 
Testzentren. Bund und Länder haben beschlossen, dass die Pauschalen auch dann in Betracht kommen, 
wenn das Impfzentrum im Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts unter Hinzuziehung von 
Privaten oder gänzlich von Privaten betrieben wird. 
Zu achten ist aber darauf, dass es sich um nebenberufliche Tätigkeiten handelt, wenn also nicht mehr als ein 
Drittel der Arbeitszeit einer vergleichbaren Vollzeitstelle benötigt wird oder die regelmäßige 
Wochenarbeitszeit nicht mehr als 14 Stunden beträgt. 
Quelle: Bund der Steuerzahler (BdSt) v. 07.03.2022 

 
   6.  Wohnen und Pflege im Alter (Termin!) 
Selbstbestimmt leben und dabei die eigene Umwelt aktiv gestalten zu können, ist für viele ältere und 
pflegebedürftige Menschen der wichtigste Maßstab für Lebensqualität. Im Jahr 2022 erhöht das Land 
Niedersachsen das Fördervolumen für das Programm „Wohnen und Pflege im Alter“ um 950.000 Euro. 
Innovative Vorhaben rund um altersgerechtes Wohnen können in diesem Jahr mit insgesamt 1,95 Millionen 
Euro unterstützt werden. Projektträger können sich für eine Förderung noch in diesem Jahr bewerben. Das 
Land Niedersachsen unterstützt seit 2015 mit dem Programm vielfältige und modellhafte Projekte, die ein 
weitgehendes Leben im häuslichen Wohnumfeld auch im hohen Alter oder bei Pflegbedürftigkeit 
ermöglichen. 
Über 75 geförderte Projekte in ganz Niedersachsen wurden unter anderem beim Aufbau von 
Helfernetzwerken im Quartier, bei generationenübergreifender Tagesgestaltung wie zum Beispiel 
Demenzgärten, der Einbindung digitaler Unterstützungssysteme sowie dem altersgerechten Wohnungsbau 
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finanziell unterstützt. Interessierte Projektträger können ihre Anträge bis zum 01.04.2022 beim Landesamt 
für Soziales, Jugend und Familie stellen: 
https://soziales.niedersachsen.de/startseite/soziales_gesundheit/gesundheit_und_pflege/wohnen_und_pflege_im_alter/w
ohnen-und-pflege-im-alter-133116.html 
Vor der Antragstellung sollte die fachliche Beratung zur Projektumsetzung beim Verein FORUM 
Gemeinschaftliches Wohnen e. V. (http://wohnenundpflege.fgw-ev.de) in Anspruch genommen werden. 
Quelle: Nds. Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

 
   7.  Der Weg zu Leistungen aus der Pflegekasse 
Grundsätzliches: 
- Ohne Antrag keine Pflegeleistungen. 
- Der Antrag ist bei der Pflegekasse der Krankenkasse einzureichen.  
- Pflegekasse, Pflegestützpunkte und Pflegeberatungsstellen unterstützen beim Ausfüllen des Antrags. 
Information v. 15.01.2022 (Kurzfassung)  
Pflegebedürftigkeit entwickelt sich häufig schleichend. Entscheidend für den Zeitpunkt der Antragstellung ist 
die Frage, ob regelmäßig Hilfe im Alltag benötigt wird. Pflegebedürftig ist nicht erst, wer gar nichts mehr 
kann! Entscheidend für den Leistungsbeginn ist das Datum der Antragstellung, nicht der Eintritt der 
Pflegebedürftigkeit. Das heißt, den Antrag so früh wie möglich zu stellen! 
Voraussetzung ist, die pflegebedürftige Person muss mindestens zwei Jahre innerhalb der vergangenen 
zehn Jahre in der sozialen Pflegeversicherung versichert gewesen sein. Bei pflegebedürftigen Kindern 
reicht, wenn ein Elternteil die Vorversicherungszeit erfüllt. 
Der Antrag muss bei der Pflegekasse der pflegebedürftigen Person eingereicht werden. Die Pflegekasse ist 
bei der Krankenkasse angesiedelt. Privatversicherte wenden sich an die private Pflegeversicherung. 
Die Form der Antragstellung ist nicht vorgegeben. Telefon, Mail, Fax oder Brief sollte den folgenden Satz 
beinhalten: „Ich stelle einen Antrag auf Leistungen der Pflegekasse“, das reicht aus. 
Den Antrag sollte die betroffene Person selbst stellen. Ist sie dazu nicht in der Lage, kann das auch ein 
Bevollmächtigter oder Betreuer übernehmen. In diesem Fall sollte eine Kopie der Vollmacht oder des 
Betreuerausweises beigelegt werden. Wegen des Nachweises des Zeitpunkts der Antragstellung ist es von 
Vorteil den Antrag per Fax oder Mail zu stellen. Die persönliche Abgabe des Antrags ist auch möglich, hier 
sollte das Eingangsdatum auf einer Kopie quittiert werden. Damit die Pflegekasse den Antrag bearbeiten 
kann, wird ein Formular ausgehändigt, welches ausgefüllt an die Pflegekasse zurückzuschicken ist. 
Anzugeben sind: Persönliche Daten, ob die Pflege zu Hause durch Angehörige, und/oder durch einen 
ambulanten Pflegedienst, in einer stationären Einrichtung stattfinden soll. 
Es besteht die Möglichkeit verschiedene Pflegeangebote zu kombinieren. Auch der Umfang der beantragten 
Leistungen kann durch einen Änderungsantrag bei der Pflegekasse geändert werden. 
Bei Unsicherheiten bei Begrifflichkeiten, Art der Leistungen und Umfang des Pflegebedarfs helfen beim 
Ausfüllen des Antrags die Pflegekassen, Pflegestützpunkte und Pflegeberatungsstellen. 
Die Pflegekasse ist verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen nach der Antragstellung einen Ansprechpartner 
zu nennen. Der direkte Kontakt mit einer Pflegeberatungsstelle ist ratsam. 
Quelle: Verbraucherzentrale-Niedersachsen  

 
   8.  Bürger-Register zu Organspenden 
Tausende Schwerkranke warten dringend auf Spenderorgane. Vor zwei Jahren beschloss der Bundestag 
neue Angebote, die auf mehr Aufklärung setzen. Angesichts der Corona-Krise gibt es jetzt aber 
Verspätungen. Der ursprünglich vorgesehene Termin 1. März wird nicht eingehalten werden können, wie das 
Bundesgesundheitsministerium auf Anfrage der Deutschen Presse-Agentur mitteilte. Den Betrieb aufnehmen 
soll das Register nun frühestens Ende des Jahres. Eine weitere Belastung der Krankenhäuser durch nötige 
technisch-organisatorische Vorarbeiten soll vermieden werden, die mit ihrer Anbindung an das Register 
einhergehen. Das zentrale Register ist ein Kernelement einer Organspenderreform, die der Bundestag 
Anfang 2020 beschlossen hatte. 
Generell sollen künftig alle Bürgerinnen und Bürger mindestens alle zehn Jahre direkt auf das Thema 
angesprochen werden. Bei der Personalausweis- oder Passausgabe soll das Amt Informationen zur 
Organspende überreichen. Schon zu diesem Zeitpunkt ist es dann möglich oder später etwa online sich in 
das Register eintragen zu lassen. 
Die Reform zielt darauf ab, mehr Menschen dazu zu bewegen, konkret über eine Spende nach dem Tod zu 
entscheiden. Das Gesetz tritt zum 1. März 2022 in Kraft. 
Quelle: dpa-infocom, dpa:220215-99-132991/4  
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